MAV Anspruch auf IST-Stellenplan 
(Kirchlicher Arbeitsgerichtshof, Urteil v. 02.02.2007, M 06/06) 

Sollte in der Dienststelle kein Stellenplan existieren, muss die Dienststellenleitung der Mitarbeitervertretung einen sog. IST-Stellenplan zur Verfügung stellen. Dieser muss die folgenden Angaben enthalten: 

1. Name, Vorname, 

2. 2. Geburtsdatum, 
3. 3. Datum der Einstellung bei der Dienststelle / bei Befristungen Datum des Ablaufs der Befristung, 
4. 4. Beschäftigungszeit, 
5. 5. Eingruppierung unter Angabe der Kostenstelle, 
6. 6. ausgeübte Tätigkeit, 
7. 7. als leitend bezeichnete Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Sinne der MAVO (vgl. § 4 MVG.EKD), 
8. 8. Beschäftigungsumfang. 

Aus den Gründen: 

Falls der Dienstgeber - aus welchen Gründen auch immer - keinen abstrakten Stellenplan hat, braucht er ihn nicht besonders für die Vorlage an die Mitarbeitervertretung zu erstellen. Dies mag für eine geordnete Personalplanung ein Mangel sein, kann aber von der Mitarbeitervertretung nicht erzwungen werden. 

Davon zu unterscheiden ist die Zusammenstellung der konkreten Stellenbesetzung, die man als Ist-Stellenplan bezeichnen kann. Da die Mitarbeitervertretung - insbesondere bei Eingruppierungen im Zusammenhang mit Neueinstellungen und bei Höhergruppierungen von Stelleninhabern - im Rahmen ihrer personellen Mitbestimmung unter Umständen auch wertende Vergleiche vornehmen muss, bezieht sich die Informationspflicht des Dienstgebers auf die Mitteilung der Ist-Besetzung, also auf die Beschreibung des Ist- Zustandes, selbst dann, wenn der Dienstgeber keine entsprechende Zusammenstellung hat. 

Zu dieser Beschreibung des Ist-Zustands gehört die namentliche Benennung der jeweiligen Stelleninhaber, soweit der Aufgabenbezug es erfordert, dass die personelle Besetzung der Mitarbeitervertretung bekannt ist. 

Die Vorlagepflicht hängt nicht davon ab, ob die Unterlagen, die sich auf die Zusammenstellung der konkreten Stellenbesetzung beziehen, formal in einem Ist-Stellenplan zusammengefasst sind. Daraus folgt aber zugleich auch, dass der Beklagte gegenüber der Mitarbeitervertretung nicht verpflichtet werden kann, einen derartigen Stellenplan der Form nach zu fertigen. Die Vorlagepflicht bezieht sich nur auf vorhandene Unterlagen über den Ist-Zustand, die Angaben zu der Zahl der Stellen, ihre Zuordnung zu Vergütungsgruppen, ggf. Stellenbezeichnungen und ihre Zuordnung zu einzelnen organisatorisch sinnvoll abgegrenzten Funktionsbereichen - z.B. im Bereich des Ärztlichen Dienstes zu Chirurgie, Orthopädie usw. - enthalten. Soweit die Erfüllung dieser Pflicht organisatorische Schwierigkeiten bereitet, kann der Dienstgeber ihnen begegnen, indem er die Angaben in Form eines Stellenplans zusammenfasst. 

